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1. Grundlagen der Planung 

1.1. Veranlassung und Planziel 

 
Mit der Planung des Baugebiets soll insbesondere der örtliche Bedarf an Bauflächen zur Gemeinnutzung 
gedeckt werden. 
Der Markt Buttenheim hat in seiner Sitzung am 08.12.2025 die Aufstellung des Bebauungsplans „Feuer-
wehr und Bauhof Buttenheim“ beschlossen. Innerhalb einer Teilfläche des Flurstücks 723 soll eine Flä-
che für den Gemeinbedarf gem. §9 Abs.5 BauGB entstehen und 8612,77m² nicht übersteigen. Eine wei-
tere Teilfläche des Flurstücks 723 und das Flurstück 725 sollen als Mischgebiet mit einer gewerblichen 
Halle und einem Einfamilienwohnhaus geplant werden und eine Gesamtfläche von 1931,8m² nicht über-
steigen. 

1.2. Lage des Plangebietes / Geltungsbereich  

 
Buttenheim liegt im Süden des Landkreises Bamberg, etwa 15 Kilometer von der kreisfreien Stadt Bam-
berg entfernt. Das Zentrum liegt auf einer Höhe von rund 275 Metern über NN. Die Gemeinde besteht 
aus dem Hauptort Buttenheim, dem Kirchdorf Gunzendorf, den Dörfern Dreuschendorf, Frankendorf, 
Ketschendorf, Stackendorf und Tiefenhöchstadt, den Weilern Hochstall und Kälberberg sowie der Ein-
öde mit Kirche Senftenberg.  
 
Die genaue Abgrenzung des Geltungsbereichs ist im Planentwurf vom 16.03.2026 dargestellt.  
 
Folgende Flurnummern liegen innerhalb des Geltungsbereichs:  
Teilfläche Flurnummer 723 und Flurnummer 725 
 

1.3. Überörtliche Verkehrsanbindung  

 
Buttenheim ist nicht direkt an das Schienennetz für Personenverkehr der Deutschen Bahn und  
des Verkehrsverbundes Großraum Nürnberg (VGN) angeschlossen. Der nächste Bahnhof  
befindet sich in Altendorf in einer Entfernung von einem Kilometer (Bahnstrecke 5900 Nürnberg  
– Bamberg). Öffentliche Bushaltestellen befinden sich in allen größeren Gemeindeteilen.  
Wichtigste Verkehrsanbindung ist die Bundesautobahn 73 Suhl – Nürnberg (Frankenschnellweg); But-
tenheim ist mit eigener Anschlussstelle an diese Autobahn angebunden.  
Weitere wichtige Straßen sind die Staatsstraßen St 2210 Buttenheim – Litzendorf – Scheßlitz –  
Wattendorf – Arnstein, St 2260 Würzburg – Schlüsselfeld – Hirschaid – Ebermannstadt – Obertrubach 
und 2960 sowie die Kreisstraßen BA 8 Buttenheim – Dreuschendorf, BA 9 Buttenheim – Unterstürmig, 
BA 12 Tiefenpölz – Gunzendorf und BA 13 Oberngrub - Heiligenstadt. 

1.4. Einwohnerzahl, Gemarkungsfläche  

 
Die Fläche des Marktes Buttenheim umfasst 30,06 km2, die Bevölkerungszahl liegt bei ca. 3.930 am 31. 
Dezember 2025. 
 

1.5. Übergeordnete Planungen 

 
Regionalplan / Regionaler Flächennutzungsplan 
Im aktuellen rechtskräftigen Flächennutzungsplan ist der Bereich der geplanten Feuerwehr und des Bau-
hofs als Ackerfläche dargestellt. 
Insofern ist eine Änderung des Flächennutzungsplans erforderlich. 
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1.6. Planungsrechtliche Situation  

 
Der Inhalt des Bebauungsplans geht einher mit den städtebaulichen Absichten des Marktes Buttenheim. 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplans befinden sich keine rechtskräftigen Bebauungspläne.  
Der Bebauungsplan kann vor dem Flächennutzungsplan bekannt gemacht werden, wenn nach dem 
Stand der Planungsarbeiten anzunehmen ist, dass der Bebauungsplan aus den künftigen Darstellungen 
des Flächennutzungsplans entwickelt sein wird. 
 
Die folgenden Regelwerke bilden das Fundament des Bauplanungs- und Bauordnungsrechts in Bayern, 
gültig in der Fassung zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses:  

• das Baugesetzbuch (BauGB)  

• die Baunutzungsverordnung (BauNVO)  

• die Planzeichenverordnung (PlanzV)  

• die Bayerische Bauordnung (BayBO) 
 

Vorhabensträger ist der Markt Buttenheim, Hauptstraße 15, 96155 Markt Buttenheim 
 
Die Beauftragung des Entwurfsverfassers durch den Vorhabenträger erfolgte am 23.04.2025.  
 
Der Aufstellungsbeschluss zur Planung erfolgte in der Sitzung des Marktgemeinderates am 08.12.2025 
 

1.7. Besitz und Eigentumsverhältnisse  

 
Die Flächen befinden sich überwiegend im Eigentum der Marktgemeinderates Buttenheim. 
 

1.8. Verfahren der Planung 

 
Die Aufstellung des Bebauungsplans „Feuerwehr und Bauhof“ erfolgt mit Umweltbericht im Regelverfah-
ren und nach dem Baugesetzbuch (BauGB). Das Bebauungsplanverfahren mit seinen Beteiligungs-
schritten und der abschließenden Abwägung stellt eine angemessene Möglichkeit zur planungsrechtli-
chen Interessen- und Konfliktbewältigung dar. 
 

1.9. Planinhalt mit Abwägung 

 

• Eine Teilfläche der Flurnummer 723 wird als Fläche für den Gemeinbedarf (§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB) 
festgesetzt. 

 

• Eine weitere Teilfläche der Flurnummer 723 und die Flurnummer 725 wird als Mischgebiet (§ 6 
Mischgebiete) festgesetzt. 
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Bei den Festsetzungen im Plan wurden berücksichtigt: 
 

• Innenentwicklung und Bodenschutz 
Das Baugesetzbuch wurde mit dem Ziel geändert, die Innenentwicklung in den Städten und Ge-
meinden zu stärken (durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBl. I S. 1548)). Der Vorrang 
der Innenentwicklung zur Verringerung der Neuinanspruchnahme von Flächen ist insofern aus-
drücklich als ein Ziel der Bauleitplanung bestimmt worden. Die städtebauliche Entwicklung soll nun 
vorrangig durch Maßnahmen der Innenentwicklung erfolgen (§ 1 Abs. 5 BauGB). 

 

• In den ergänzenden Vorschriften zum Umweltschutz wird daher in der Bodenschutzklausel nach § 
1a Abs. 2 BauGB in Satz 4 folgendes bestimmt: 
Die Notwendigkeit der Umwandlung landwirtschaftlich oder als Wald genutzter Flächen sollen be-
gründet werden; dabei sollen Ermittlungen zu den Möglichkeiten der Innenentwicklung zugrunde ge-
legt werden, zu denen insbesondere Brachflächen, Gebäudeleerstand, Baulücken und andere 
Nachverdichtungsmöglichkeiten zählen können. 

 

• Für die Bauleitplanung bedeutet das, dass in den Begründungen zu Bauleitplänen darzulegen ist, 
dass die Kommune Bemühungen unternommen hat, vor der Neuinanspruchnahme von Flächen zu-
nächst die Möglichkeiten der Innenentwicklung zu untersuchen und auszuschöpfen.   

 

• Der Standort liegt verkehrsgünstig, sodass eine optimale Erreichbarkeit geschaffen wird, damit die 
10-Minuten-Hilfsfristen eingehalten werden können. 

 

• Die Erhaltung, Erneuerung und Fortentwicklung vorhandener Ortsteile sowie die Gestaltung des 
Orts- und Landschaftsbildes (§ 1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB):  
Hierbei wurde auf die bestehende Bebauung Bezug genommen. Die getroffenen Festsetzungen auf 
der Grundlage des Art.81 BayBO dienen der Verwirklichung der städtebaulichen Ziele und sind er-
forderlich, weil sie zur Realisierung des Gestaltungskonzeptes für das Planungsgebiet notwendig 
sind. Es wurde darauf geachtet, den Spielraum zur Realisierung von Einzelansprüchen der Bewoh-
ner bzw. Eigentümer nur so weit zu beschränken, als dies nach den genannten städtebaulich- orts-
gestalterischen Zielen im öffentlichen Interesse notwendig ist. Für die Eigentümer bleibt im Rahmen 
der Festsetzungen ein angemessen großer Spielraum für individuelle Ansprüche und Gestaltungen. 
Aus des Gestaltungsanforderungen ergeben sich auch keine unzumutbaren wirtschaftlichen oder 
sonstigen Belastungen oder Benachteiligungen. 
 

• Belange des Verkehrs (§ 1 Abs.6 Nr.9 BauGB):  
Die Zugänglichkeit für Müllfahrzeuge und Rettungswagen ist gewährleistet. Ver- und Entsorgungs-
leitungen können im öffentlichen Verkehrsraum untergebracht werden. 
 

• Sparsamer und schonender Umgang mit Grund und Boden (§ 1 a Abs. 1 BauGB): 
Durch die geplante Bebauung wird dem Grundsatz der Bauleitplanung, mit Grund und Boden scho-
nend umzugehen, Rechnung getragen. 
 

• Das Baugesetzbuch sieht u. a. vor, dass die Vermeidung und der Ausgleich der zu erwartenden Ein-
griffe in Natur und Landschaft bei der Abwägung zu berücksichtigen sind (§ 1 a Abs.2 Nr.3 BauGB). 

 

2. Inhalt der Planung 

 

2.1. Städtebauliche Situation 

 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans mit einer Gesamtfläche von rd. 1,032 ha befindet sich west-
lich des Ortskerns von Buttenheim. Der Planungsbereich wird im Norden von Ackerland begrenzt. Im 



Buttenheim BH+FW_Begründung zum Bebauungsplan 

 

- 6 - 

Osten und Süden grenzt das Baugebiet an das bestehende Wohngebiet mit der bestehenden Schul-
straße an. 
Die Erschließung des Baugebiets ist mittels der bestehenden Schulstraße und der auszubauenden 
Stichstraße auf den Flurnummern 731/7 und 731/8 geplant. 
 

2.2. Die Entfernung zu relevanten Einrichtungen 

 

• Omnibushaltestelle   ca. 490 m 

• Grundschule    ca. 300 m 

• Kindergarten    ca. 130 m 

• Einkaufsmöglichkeit   ca. 260 m 

• Gemeindeverwaltung / Rathaus  ca. 490 m 

• Kirche     ca. 640 m 

• Hausarztpraxis    ca. 490 m 
 

2.3. Höhensituation 

 
Das Planungsgebiet liegt auf einer Höhe zwischen 255,4m über NN im Westen und 259,5m über NN im 
Osten, sowie zwischen 257,3m über NN im Norden und 256,8m über NN im Süden. 
Das Gelände fällt innerhalb des Geltungsbereiches von Osten nach Westen ca. 4,1 Höhenmeter (ca. 
2,52 % Gefälle), und von Süden nach Norden um ca. 0,5 Höhenmeter ab (ca. 0,89 %Gefälle). 
 

2.4. Art der baulichen Nutzung 

 
Der Bebauungsplan setzt die Bauflächen im Planungsgebiet unter Berücksichtigung der örtlichen Gege-
benheiten und der geplanten Baustruktur auf einer Teilfläche der Flurnummer 723 als „Fläche für den 
Gemeinbedarf“, die Baustruktur auf der weiteren Teilfläche der Flurnummer 723 und der Flurnummer 
725 als „Mischgebiet“ fest. 

2.4.1. Teilfläche Flurnummer 723 - Fläche für den Gemeinbedarf (§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB) 

 

• Die ‚Fläche für den Gemeinbedarf‘ mit der Zweckbestimmung ‚Feuerwehr‘ dient der Unterbrin-
gung einer Feuerwehr. Zulässig sind die erforderlichen Einrichtungen, Nutzungen und Gebäude, 
die der vorgenannten Zweckbestimmung dienen. 

• Die Festsetzung "Fläche für den Gemeinbedarf" mit der Zweckbestimmung "Bauhof" bedeutet, 
dass innerhalb dieses Bereichs bauliche Anlagen und Einrichtungen errichtet werden dürfen, die 
für den Betrieb eines Bauhofs erforderlich sind. Dazu gehören beispielsweise Fahrzeughallen, 
Werkstätten, Lagerflächen, Büroräume und Sozialräume für die Mitarbeiter und Stellplätze. Die 
Fläche dient also der Unterbringung und dem Betrieb einer kommunalen Einrichtung, die für die 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Infrastruktur notwendig ist. 

• Die „Fläche für den Gemeinbedarf“ ist eine bauplanungsrechtliche Festsetzung, die im Bebau-
ungsplan (§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB) festgelegt wird. Sie dient dazu, Flächen für öffentliche Zwe-
cke zu reservieren und deren Nutzung zu regeln. Die Zweckbestimmung „Bauhof“ konkretisiert, 
dass die Fläche für die spezifischen Bedürfnisse einer Bauhofverwaltung und -nutzung vorgese-
hen ist.  
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2.4.2. Teilfläche Flurnummer 723 und Flurnummer 725 – Mischgebiet (§ 6 BauNVO - 
Mischgebiete) 

 
Mischgebiete dienen dem Wohnen und der Unterbringung von Gewerbebetrieben, die das Wohnen nicht 
wesentlich stören. 
 
Zulässig sind 

• Wohngebäude, 

• Geschäfts- und Bürogebäude, 

• Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungsge-
werbes, 

• sonstige Gewerbebetriebe, 

• Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche 
Zwecke, 

• Gartenbaubetriebe, 

• Tankstellen, 

• Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a Absatz 3 Nummer 2 in den Teilen des Gebiets, die über-
wiegend durch gewerbliche Nutzungen geprägt sind. 

 
Ausnahmsweise können Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a Absatz 3 Nummer 2 außerhalb der in 
Absatz 2 Nummer 8 bezeichneten Teile des Gebiets zugelassen werden. 
 

2.5. Maß der baulichen Nutzung 

 
Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die Grundflächenzahl (GRZ), die Geschossflächenzahl 
(GFZ) und die Anzahl der Vollgeschosse (Z) der baulichen Anlagen festgesetzt. 
 

2.5.1. Grundflächenzahl (GRZ) 

 
Im Gebiet der Fläche für den Gemeinbedarf liegt die GRZ bei 0,4 und damit unter dem höchstzulässigen 
Maß der baulichen Nutzung gemäß § 17 Abs. 1 BauNVO. 
Im Mischgebiet liegt die GRZ bei 0,3 und damit unter dem höchstzulässigen Maß der baulichen Nutzung 
gemäß § 17 Abs. 1 BauNVO. 
 

2.5.2. Geschossflächenzahl (GFZ) 

 
Die GFZ wird für die Fläche für den Gemeinbedarf auf 0,7, im Mischgebiet auf 0,3 als Höchstmaß fest-
gesetzt. 
 

2.5.3. Anzahl der Vollgeschosse (Z) 

 
Den ortsplanerischen Zielen entsprechend wurde die höchstzulässige Anzahl an Vollgeschossen (Z) auf 
zwei je Gebäude begrenzt und damit verbindlich festgesetzt. 
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 Art der baulichen Nutzung Maß der baulichen Nutzung 

  GRZ I GFZ Z 

Teilfläche 
Flurnr. 723 

Fläche für den Gemeinbedarf 0,4 0,7 2 

Teilfläche 
Flurnr. 723 
und Flurnr. 

725 

Mischgebiet 0,3 0,3 2 

 

2.6. Höhe baulicher Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 18 Abs. 1 BauNVO)  

2.6.1. Gebäudehöhe (GH):  

 
Die maximal zulässige Gebäudehöhe [GH] wird durch Höhenangaben über Normalhöhennull (ü.NHN) 
festgesetzt. 
Die maximal zulässige Gebäudehöhe [GH] wird gemessen bis zum höchsten Punkt des Daches. 
Die maximal zulässige Gebäudehöhe [GH] darf ausnahmsweise durch untergeordnete Bauteile oder 
technische Anlagen (z.B. Schornsteine, Lüftungsanlagen, Solar- oder Photovoltaikanlagen etc.) um ma-
ximal 1,00 m überschritten werden. 
 
Die maximal zulässige Gebäudehöhe [GH] für die Fläche für den Gemeinbedarf wird auf 14m über Nor-
malhöhennull (ü.NHN) festgesetzt. 
 
Die maximal zulässige Gebäudehöhe [GH] im Mischgebiet für Wohngebäude wird auf 10m über Normal-
höhennull (ü.NHN) festgesetzt. 
 
Die maximal zulässige Gebäudehöhe [GH] im Mischgebiet für Gewerbegebäude wird auf 8m über Nor-
malhöhennull (ü.NHN) festgesetzt. 
 

2.6.2. Traufhöhe (TH):  

 
Die maximal zulässige Traufhöhe [TH] wird durch Höhenangaben über Normalhöhennull (ü.NHN) festge-
setzt.  
Die maximale Traufhöhe ist definiert als Schnittpunkt der Außenkante der verlängerten Außenwand mit 
der Oberkante der Dachhaut. Für untergeordnete Bauteile (Gauben, Erker, Friesengiebel, Kapitänsgie-
bel usw.) gilt die Festsetzung der maximalen Traufhöhe nicht. 
 
Die maximal zulässige Traufhöhe [GH] im Mischgebiet für das Wohngebäude wird auf 6,6 m über Nor-
malhöhennull (ü.NHN) festgesetzt. 
 

2.6.3. Bauliche Gestaltung  

 
Folgende Dachformen sind zugelassen: 

• Flachdach 

• Walmdach 

• Pultdach 

• Satteldach 
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Die maximal zulässige Dachneigung für die für die Fläche für den Gemeinbedarf wird auf ≤30 Grad fest-
gesetzt. 

2.7. Nebenanlagen, Stellplätze und Zufahrten (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)  

 
Stellplätze, Zufahrten und Nebenanlagen sind nur auf den gekennzeichneten Flächen für Stellplätze, Zu-
fahrten und Nebenanlagen sowie innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche (Baugrenze) zulässig.  
 
Die festgesetzte maximale Grundfläche (GRmax) kann gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO durch die Grundflä-
chen der in § 19 Abs. 4 Nr. 1 BauNVO bezeichneten Anlagen (Stellplätze, Zufahrten und Nebenanlagen 
im Sinne des § 14 BauNVO sowie bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das 
Baugrundstück lediglich unterbaut wird) um bis zu 850 m² zusätzlich überschritten werden. Diese Über-
schreitung ist jedoch an bestimmte Bedingungen geknüpft, wie z.B. die Einhaltung einer maximalen 
Grundflächenzahl (GRZ) von 0,8 und die Berücksichtigung der natürlichen Funktionen des Bodens. 
 

2.8. Erschließung / Verkehrliche Anbindung 

 
Straßenverkehr, ruhender Verkehr, Rad- und Fußwege 
 
Die äußere Erschließung und Einfahrt erfolgt über die bestehende Schulstraße und die auszubauende 
Stichstraße auf den Flurnummern 731/7 und 731/8. 
 
Die Erschließungsstraße hat eine Breite von 5,00m und ist als Mischverkehrsfläche ausgebildet. 
 
Die Ausfahrt kann über die Straße des Flurstücks 829/6 erfolgen. 
 

2.9. Ver- und Entsorgungseinrichtungen 

 
Das Planungsgebiet „Feuerwehr und Bauhof Buttenheim“ wird an das bestehende Versorgungsnetz an-
geschlossen. 
 

2.10. Freiflächen und Grünordnung 

 
Mit den grünordnungsrechtlichen Festsetzungen des Bebauungsplans sollen vor allem ökologische Be-
lange Berücksichtigung finden. 
Bei der Bepflanzung der Grundstücke sollte darauf geachtet werden, dass heimischen Gehölzen Vor-
rang gegeben wird. 
Jegliche Art der Bepflanzung soll dazu beitragen das ökologisch wirksame Potential zu vermehren. 
 

3. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 

 

3.1. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und 
Landschaft 

 
Mögliche Auswirkungen werden im Umweltbericht erläutert. 
 

3.2. Maßnahmen zur Durchgrünung / zum Schutz des Landschaftsbildes 

 
Mögliche Auswirkungen werden im Umweltbericht erläutert. 
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3.3. Maßnahmen Schutzgüter Boden / Wasser 

 
Mögliche Auswirkungen werden im Umweltbericht erläutert. 
 

3.4. Maßnahmen Schutzgut Luft / Klima 

 
Mögliche Auswirkungen werden im Umweltbericht erläutert. 
 

3.5. Maßnahmen Schutzgut Arten und Lebensräume 

 
Mögliche Auswirkungen werden im Umweltbericht erläutert. 
 

3.6. Ausgleichsflächen oder Maßnahmen für Eingriffe in Natur und Landschaft (§9 Abs.1 
Nr.20, 25 und § 1a BauGB) 

 
Mögliche Auswirkungen werden im Umweltbericht erläutert. 
 

4. Durchführung 

 
Es kann festgestellt werden, dass sich der Bebauungsplan bei seiner Verwirklichung nicht nachteilig auf 
die persönlichen Lebensumstände der im dortigen Bereich Wohnenden auswirken wird, insbesondere in 
wirtschaftlicher und sozialer Hinsicht. 
 

5. Verzeichnis der Gutachten 

 
Parallel zum Bebauungsplan werden folgende Einzelgutachten erarbeitet:  
 
1. Umweltbericht, Fa. TNL Buttenheim GmbH (wird nachgereicht) 
2. Artenschutzprüfung, Fa. TNL Buttenheim GmbH (wird nachgereicht) 
3. Schallschutzgutachten, Fa. TNL Buttenheim GmbH (wird nachgereicht) 
4. Bodengutachten, Ingenieurbüro GeoConsult Nordbayern GmbH (19.08.2025) 

6. Verfahrensstand 

 
Der Marktgemeinderat hat in seiner Sitzung vom 08.12.2025 die Aufstellung des Bebauungsplans „Feu-
erwehr und Bauhof Buttenheim“ beschlossen. 
 
Der Aufstellungsbeschluss wurde gemäß §2 Abs.1 BauGB am 20.02.2026 ortsüblich bekannt gemacht. 
 
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung für die Bürger gemäß §3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darle-
gung und Anhörung für den Vorentwurf des Bebauungsplans „Feuerwehr und Bauhof Buttenheim“ in der 
Fassung vom __.__.____ hat in der Zeit vom __.__.____ bis __.__.____stattgefunden. 
 
Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß §4 Abs.1 
BauGB für den Vorentwurf des Bebauungsplan „Feuerwehr und Bauhof Buttenheim“ in der Fassung vom 
__.__.____ hat in der Zeit vom __.__.____ bis __.__.____ stattgefunden. 
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Der Entwurf des Bebauungsplans „Feuerwehr und Bauhof Buttenheim“ in der Fassung vom __.__.____ 
wurde mit der Begründung und Umweltbericht gemäß   § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom __.__.____ bis 
__.__.____ öffentlich ausgelegt. 
 
Zu dem Entwurf des Bebauungsplans „Feuerwehr und Bauhof Buttenheim“ wurden die Behörden und 
sonstige Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom __.__.____ bis 
__.__.____ beteiligt.  
 
Der Marktgemeinderat Buttenheim hat in seiner Sitzung am __.__.____ den Entwurf des Bebauungsplan 
„Feuerwehr und Bauhof Buttenheim“ in der Fassung vom __.__.____ gemäß §10 Abs.1 BauGB als Sat-
zung beschlossen. 
 
Der Bebauungsplan „Feuerwehr und Bauhof Buttenheim“ in der Fassung vom __.__.____ wurde am 
__.__.____ gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 BauGB ortsüblich bekannt gegeben. 
 
Der Bebauungsplan „Feuerwehr und Bauhof Buttenheim“ ist damit gemäß §10 Abs.3 Satz 4 BauGB in 
Kraft getreten. 
 
 
 
Buttenheim, den __.__.____ 
 
 

 
 
 
 
 
Michael Karmann 
Erster Bürgermeister                                                           (Siegel) 


